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Vortrag  
des Regierungsrates an den Grossen Rat  
zum Volksschulgesetz (VSG) 

1. Zusammenfassung 

Das Volksschulgesetz vom 19. März 1992 (VSG; BSG 432.210) wurde ab 1993 gestaffelt in 
Kraft gesetzt und seither drei Teilrevisionen (1997, 2001 und 2008) unterzogen. In den fol-
genden Bereichen drängt sich auf den 1. August 2012 eine vierte Teilrevision (REVOS 2012) 
auf: 

1. Umsetzung Interkantonale Vereinbarungen über die Harmonisierung der Volksschule 
(HarmoS-Konkordat und Westschweizer Schulvereinbarung):  

- Zweijähriger Kindergarten und Anpassung des Stichtags für den Eintritt in den Kin-
dergarten 

- Grundlage für die sprachregionalen Lehrpläne 

- Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur (HSK); organisatorische Massnahmen 

2. Umsetzung Bildungsstrategie 

- Ausgestaltung der Schuleingangsphase (freiwillige Basisstufe/Cycle élémentaire) 

- Schulsozialarbeit 

3. Diverse Änderungen 

- Schulsekretariate (administrative Unterstützung der Schulen durch die Gemeinden) 

 

Weitere Themen der Bildungsstrategie - namentlich die Optimierung der Sekundarstufe I - 
können auf der Basis der bestehenden gesetzlichen Grundlagen umgesetzt werden. Sie er-
scheinen nicht in der Vorlage, werden hier aber der Vollständigkeit halber erwähnt: 

- Vereinfachung des Übertrittsverfahrens 

- Stärkung des Realniveaus 

- Öffnung 9. Schuljahr: Optimierung der Nahtstelle Sekundarstufe I – Sekundarstu-
fe II 

- Zur Entlastung für Lehrpersonen - namentlich im Kindergarten und auf der Sekun-
darstufe I - sollen Verbesserungen vorgenommen werden, z. B. mit Zusatzres-
sourcen im Kindergarten zur Verbesserung des Betreuungsverhältnisses und mit 
Zusatzressourcen für Klassenlehrkräfte an Realklassen. 

 

Mit dieser Teilrevision soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass einerseits die 
Gemeinden und Schulen durch Reformen stark belastet und andererseits die finanziellen 
Möglichkeiten des Kantons beschränkt sind. Die Neuerungen sollen deshalb auf das Wesent-
liche beschränkt werden. Die Kernbotschaften sind: 

- Stabilität des Systems Volksschule: Bewährtes wird weiter geführt, Neuerungen 
werden nur vorgenommen, wo der Handlungsbedarf ausgewiesen und die Erfolgs-
chancen hoch sind. Ziel muss immer sein, die Schülerinnen und Schüler besser zu 
unterstützen und die Lehrkräfte zu stärken. 

- Interkantonale Harmonisierung: Mit REVOS 2012 werden die im Kanton Bern noch 
fehlenden Elemente des HarmoS-Konkordats und der Westschweizer Schulverein-
barung gesetzlich geregelt. 
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- Kontinuität: Bereits in der Bildungsstrategie vorgesehene Reformen werden mit 
REVOS 2012 umgesetzt. 

Die Vorlage stellt somit eine Priorisierung der Vorhaben dar, wie sie in der Bildungsstrategie 
aufgeführt sind. Einige Vorhaben werden längerfristig verfolgt und sind nicht Gegenstand die-
ser Vorlage, andere Vorhaben wie die Projekte "Basisstufe/cycle élémentaire" und "Schulso-
zialarbeit" wurden gegenüber der Bildungsstrategie beträchtlich redimensioniert (vgl. Kapitel 
8; finanzielle Auswirkungen). 

 

2. Ausgangslage  

Mit der vorliegenden Teilrevision des Volksschulgesetzes werden die im Kanton Bern noch 
fehlenden Elemente des HarmoS-Konkordats und der Westschweizer Schulvereinbarung, 
Ziele der Bildungsstrategie sowie zentrale Ziele der Richtlinien der Regierungspolitik umge-
setzt. Die Revision steht gleichzeitig im Kontext verschiedener parlamentarischer Vorstösse 
sowie weiterer Auslöser, welche hier kurz dargestellt sind. 

2.1 Richtlinien der Regierungspolitik  

Mit dieser Vorlage werden Beiträge an die Umsetzung der folgenden Schwerpunkte der Richt-
linien der Regierungspolitik 2006 - 2010 geleistet: 

Massnahme 1: Die Standards der Volksschule sind interkantonal harmonisiert und garantieren 
ein vergleichbares Niveau in der Schweiz. 

Die Vorlage erfüllt auch vollumfänglich die Ziele der Regierungsrichtlinien 2010 – 2014. 

 

2.2 Interkantonale Vereinbarungen über die Harmonisierung der Volksschule (HarmoS-
Konkordat und Westschweizer Schulvereinbarung) 

Die im Kanton Bern noch fehlenden Elemente werden gesetzlich verankert. 

 

2.2.1 Strukturelle Eckwerte der obligatorischen Schule  

Mit dem zweijährigen Kindergarten und der Anpassung des Stichtags für den Eintritt werden 
die strukturellen Eckwerte gemäss HarmoS-Konkordat und Westschweizer Schulvereinbarung 
umgesetzt. 

 

2.2.2 Übergeordnete Ziele der obligatorischen Schule; Lehrpläne und Lehrmittel 

In der Vorlage werden die Lehrplanbereiche in Anlehnung an das HarmoS-Konkordat und im 
Hinblick auf die sprachregionalen Lehrpläne bezeichnet. Damit wird die Grundlage für die  
Übernahme der sprachregionalen Lehrpläne geschaffen. 

Mit der Einführung und Umsetzung der beiden sprachregionalen Lehrpläne (Plan d’études 
romand (PER), deutschschweizer Lehrplan 21) wird die schweizweite Harmonisierung der 
Ziele und Inhalte der Volksschule angestrebt.  

 

2.3 Bildungsstrategie 

Die folgenden Themen der Bildungsstrategie 2009 werden realisiert: 

2.3.1 Basisstufe/Cycle élémentaire  
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Die Schuleingangsphase (1. und 2. Kindergartenjahr und 1. und 2. Primarschuljahr) soll auch 
als altersgemischte „Basisstufe“ im deutschsprachigen oder als „Cycle élémentaire“ im fran-
zösischsprachigen Kantonsteil angeboten werden können. 

 

2.3.2 Schulsozialarbeit  

Die Rechtsgrundlagen werden geschaffen, damit der Kanton den Gemeinden Beiträge leisten 
kann, wenn sie Schulsozialarbeit zur Unterstützung der Schulen führen.  

 

2.4 Parlamentarische Vorstösse 

2.4.1 Umsetzung im Rahmen der vorliegenden Teilrevision des Volksschulgesetzes 

Mit der vorliegenden Teilrevision des Volksschulgesetzes werden die folgenden parlamentari-
schen Vorstösse umgesetzt:  

Motion Wälchli-Lehmann (M 199/2008) „Flexibilität auch bei HarmoS“ 

Der Grosse Rat hat alle drei Punkte (Möglichkeit des späteren Kindergarteneintritts, Über-
springen von Klassen, reduzierte Pensen) der Motion am 8. September 2008 als Postulat 
überwiesen. Die drei Anliegen werden in dieser Vorlage weitgehend erfüllt mit einer Ein-
schränkung: Im Bereich „reduzierte Pensen" können zwar die Eltern über einen reduzierten 
Besuch entscheiden, die Gemeinden müssen aber das volle Pensum anbieten. 

Motion Lüthi (M 087/2007) „Rasche Einführung der Schulsozialarbeit im Kanton Bern“ 

Der Regierungsrat hat bereits in seiner Antwort darauf hingewiesen, dass er einer kantonalen 
Regelung der Schulsozialarbeit kritisch gegenüber steht. Der Grosse Rat hat den Vorstoss als 
Postulat überwiesen. Mit der Revision des Volksschulgesetzes ist der Regierungsrat bereit, 
die gesetzliche Grundlage für eine allfällige Mitfinanzierung durch den Kanton zu schaffen. 
Dies bedeutet aber noch keine Zusicherung, dass er in den nächsten Jahren die Schulsozial-
arbeit unterstützen wird. Er wird sich dabei nach den finanziellen Möglichkeiten des Kantons 
richten. 

Motion Blaser (M 093/2006) „Schulen im ländlichen Raum“  

Mit der Beibehaltung der Modellvielfalt - wie dies der Grosse Rat in einer Planungserklärung 
zur Bildungsstrategie 2009 verlangt - sowie mit dem Verzicht auf einen Zwang zu Oberstufen-
zentren wird dem Anliegen der Motion, welche als Postulat überwiesen wurde - Rechnung 
getragen. 

 

2.4.2 Voraussichtliche Umsetzung im Rahmen der Ausführungsgesetzgebung 

Mit der Ausführungsgesetzgebung werden voraussichtlich die folgenden parlamentarischen 
Vorstösse umgesetzt werden: 

Motion Hostettler (M 175/2009) „Gerechte Voraussetzungen zum Übertrittsverfahren zur Se-
kundarstufe" 

Der Grosse Rat hat die Motion Hostettler als Postulat überwiesen. In den Ausführungserlas-
sen zu diesem Gesetz wird die Umsetzung dieses Anliegens (Ersatz des Einigungsgesprächs 
durch eine Kontrollprüfung) geprüft. Eine allfällige Umsetzung ist im deutschsprachigen Kan-
tonsteil mit der Einführung des Lehrplans 21 zu koordinieren und deshalb frühestens ab 2015 
möglich. 

Motion Hostettler (M 049/2006) „Überarbeitung der Übertrittsverfahren" 

Der Grosse Rat hat Punkt 1 als Postulat, die Punkte 4-5 als Motion überwiesen. In den Aus-
führungserlassen ist vorgesehen, den Lehrpersonen der 6. Klasse einen standardisierten Test 
zur Verfügung zu stellen. Dieser kann zur Überprüfung des eigenen Beurteilungsmassstabes 
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eingesetzt werden. Die Schulen haben aber weiterhin die Möglichkeit, selbst Orientierungsar-
beiten zu entwickeln. Eine weitergehende Lösung im Sinne der Motion (Leistungstests als Teil 
des Übertrittsverfahrens, Fächerauswahl) muss mit der Einführung des Lehrplans 21 im 
deutschsprachigen Kantonsteil koordiniert werden. Die Rolle der Eltern im Übertrittsverfahren 
wird neu definiert. 

 

2.4.3 Keine Umsetzung 

Im Rahmen der vorliegenden Teilrevision des Volksschulgesetzes wurde der folgende parla-
mentarische Vorstoss geprüft und entschieden, ihn nicht umzusetzen. 

Motion Schärer (M 324/2008) „Integrative Schulmodelle fördern“ 

Der Auftrag wurde geprüft. Es soll keine isolierte Unterstützung für integrative Schulmodelle 
erfolgen. In allen Modellen wird gute und wertvolle Arbeit geleistet. 

Motion Oppliger (M 89/2004) „Die verschiedenen Systeme bei der Grundschule auf zwei Mo-
delle reduzieren“ 

Der Auftrag wurde geprüft. Es soll keine Reduktion auf zwei Modelle verordnet werden. In 
allen Modellen wird gute und wertvolle Arbeit geleistet. 

 

2.4.4 Umsetzung im Rahmen späterer Revisionen 

Motion Steiner (M 330/2008) „Vier Jahre Unterricht an Gymnasien“ 

Die Vorabklärungen zur Revision des Volksschulgesetzes haben ergeben, dass eine Abschaf-
fung des gymnasialen Unterrichts im 9. Schuljahr an Volksschulen zwar zu einer Verbesse-
rung an den Gymnasien führen würde, dass diese Massnahme von den betroffenen Volks-
schulen aber nicht als Optimierung, sondern als Verschlechterung der Situation auf der Se-
kundarstufe I wahrgenommen würde. Die Fragen zum gymnasialen Unterricht im 9. Schuljahr 
werden deshalb längerfristig weiter verfolgt und sind nicht Teil der Vorlage, die sich aus-
schliesslich mit Verbesserungen für die Volksschule befasst. 

 

3. Grundzüge der Neuregelung 

3.1 Zielsetzungen der Revision 

Mit REVOS 2012 sollen die gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden, um die Mittel gezielt 
dort einzusetzen, wo Handlungsbedarf ausgewiesen und Erfolgschancen hoch sind: 

- Alle Kinder und Jugendliche sollen optimal gefördert und gefordert werden, besonders die 
jüngsten Kinder durch frühe Förderung im 2-jährigen Kindergarten, aber auch Kinder und 
Jugendliche, deren Lernerfolg z.B. durch ihren familiären, sozialen oder sprachlichen Hin-
tergrund erschwert ist (Schulsozialarbeit, Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur). 

- Die Übergänge zwischen den Bildungsstufen - an den Nahtstellen - sollen erleichtert wer-
den, damit diese möglichst bruchlos gelingen (Schulversuch Basisstufe und Cycle élémen-
taire). 

- Die Lehrkräfte sollen gezielt unterstützt und entlastet werden (Schulsozialarbeit). 

Weitere Entlastungen der Lehrkräfte, besonders für stark belastete Kategorien, werden im 
Rahmen anderer Erlasse geprüft, z.B. in der Lehreranstellungsgesetzgebung (mehr Ressour-
cen in den Kindergärten, Stärkung Realniveau). 
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3.2 Umsetzung des HarmoS-Konkordats und der Westschweizer Schulvereinbarung 

Mit der Revision des Volksschulgesetzes werden in erster Linie die wenigen im Kanton Bern 
noch fehlenden Elemente gesetzlich geregelt. 

 

3.2.1 Strukturelle Eckwerte und Begrifflichkeit 
 
Die Volksschule dauert in Zukunft elf Jahre und gliedert sich in drei Stufen:  

- Der Kindergarten dauert zwei Jahre und ist neu Teil der "Volksschule". 

- Die Primarstufe dauert sechs Jahre (wie bisher). 

- Die letzten drei Schuljahre der Volksschule bilden die Sekundarstufe I (wie bisher). 

Damit bleibt der Kanton Bern im Rahmen der Teilrevision möglichst nahe an der bisherigen 
Terminologie. Gegenüber dem HarmoS-Konkordat werden nach wie vor die Begriffe "Volks-
schule" anstatt "obligatorische Schule" und "Kindergarten" anstatt "Vorschule" verwendet. 
Auch an der Bedeutung von "Primarstufe" = 1.-6. Schuljahr wird festgehalten. Die begriffliche 
Differenz zum Begriff der „Primarstufe“ im Sinne der interkantonalen Vereinbarungen (Art. 6 
Abs. 1 des HarmoS-Konkordats und Art. 5 Abs. 2 der Westschweizer Schulvereinbarung) wird 
explizit festgehalten: Die Gesetzesvorlage enthält eine Begriffsklärung. 

Die Vereinigung des Kindergartengesetzes vom 23. November 1983 (KGG; BSG 432.11) und 
des Volksschulgesetzes haben begriffliche Anpassungen zur Folge.  

Zur Terminologie im deutschsprachigen Text:  

- Der Begriff „Schule“ wird wie bisher unspezifisch verwendet. Er kann die Aufgabe „Schu-
le“, die Institution „Schule“ oder Schulbehörden meinen. Er wird teilweise auch als Abkür-
zung für die im vorigen Absatz genannte „Volksschule“ verwendet. Aus dem Zusammen-
hang ist immer ersichtlich, was gemeint ist. 

- Wo betont werden soll, dass der Kindergarten mitgemeint ist, wird „Schule“ durch „Volks-
schule“ ersetzt. Zwingend wären diese Ersetzungen nicht, sie dienen aber der Klarheit des 
Gesetzestextes. 

- Die zusammengesetzten Begriffe wie "Schulkommission", „Schulinfrastruktur“ oder 
„Schulbetrieb“ werden nicht ersetzt, mit drei Ausnahmen: (1) Das „Schuljahr“ wird je nach-
dem ersetzt durch „Kindergarten- oder Schuljahr“, „Kindergartenjahr“, oder „Primarschul-
jahr“, um eine allenfalls unterschiedliche Zählweise der Schuljahre zu ermöglichen im 
Lehrplan für den französischsprachigen Kantonsteil einerseits und im Lehrplan für den 
deutschsprachigen Kantonsteil andererseits. Der stehende Begriff „gymnasialer Unterricht 
im 9. Schuljahr“ wird nicht angetastet. (2) Aus dem gleichen Grund wird der Begriff „Schul-
zeit“ mit „Kindergarten- oder Schulzeit“ ersetzt. (3) Aus „Schulpflicht“ wird „Volksschul-
pflicht“, um zu betonen, dass der Kindergarten auch dazu gehört.  

Zur Terminologie in beiden Sprachen: 

- Der Begriff "Schülerinnen und Schüler" wird doppelt verwendet: Einerseits bezeichnet er 
alle Kinder und Jugendlichen, die in der Volksschule sind, also auch die Kindergartenkin-
der. Andererseits bezeichnet er diejenigen Kinder und Jugendlichen, die in der Primarstufe 
oder der Sekundarstufe I sind. Der Begriff „Kinder“ wird ebenfalls doppelt verwendet: Ei-
nerseits, wenn sich die Regelung ausschliesslich auf den Kindergarten bezieht, anderer-
seits wenn der Bezug zu den Eltern im Vordergrund steht ("Die Eltern können ihr Kind...") 
oder wenn das Kind noch nicht Teil der Volksschule ist ("Jedes Kind ... tritt ... in den Kin-
dergarten ein"). Aus dem Zusammenhang ist immer ersichtlich, was gemeint ist. 

Zur Terminologie im französischsprachigen Text: 

Im französischen Gesetzestext müssen weniger Anpassungen vorgenommen werden, da der 
„Kindergarten“ seit Langem „école enfantine“ genannt wird und dementsprechend sowohl 
„école“, wie auch „année scolaire“ oder „obligation scolaire“ verständliche Begriffe sind und 
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bleiben. Einzig Ausdrücke mit dem Begriff „degré“ müssen vereinzelt angepasst werden, um 
Verwechslungen zu vermeiden. 

 

3.2.2 Konkretisierung der Schuleingangsphase 

Zweijähriger Kindergarten 

Mit der Zustimmung zum HarmoS-Konkordat haben die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
im Kanton Bern unter anderem auch ein Bekenntnis abgelegt zum Stellenwert des Kindergar-
tens, zur frühen Förderung aller Kinder, aber auch für einen chancengleichen Zugang für alle 
Kinder zu diesem Angebot. Forschungsergebnisse1 bestätigen, dass Kinder im Alter von 4 bis 
6 Jahren besonders aufnahmefähig sind, dass sie „leicht" lernen, und dass sich frühe Bildung, 
Förderung und Erziehung günstig auf den weiteren Bildungsverlauf und den Schulerfolg aus-
wirken. 

Der Lehrplan Kindergarten für den deutschsprachigen Kantonsteil geht bereits heute von der 
Heterogenität der Klassen und den unterschiedlichen Entwicklungen und Lernvoraussetzun-
gen der Kinder aus. Er zeichnet ein Bildungskonzept für den altersgemischten zweijährigen 
Kindergarten. Spielen und Lernen sind eng miteinander verknüpft. Kinder lernen im Spiel und 
spielen beim Lernen. 

Anlässlich der Diskussion zu HarmoS und in der Antwort auf die Motion Wälchli-Lehmann hat 
der Regierungsrat flexible Lösungen für den späteren Eintritt und den reduzierten Kindergar-
tenbesuch in Aussicht gestellt. Die neuen Regelungen für den Kindergarten im Volksschulge-
setz nehmen diese Punkte auf: 

- Der Kindergarten dauert in Zukunft zwei Jahre. Da bereits heute gegen 80% der Kinder im 
Kanton Bern den Kindergarten zwei Jahre lang besuchen, ändert sich für die grosse 
Mehrzahl der Kinder und Familien nichts. 

- Die Eltern sollen entscheiden können, ob ihr Kind ein halbes oder ein ganzes Jahr später 
in den Kindergarten eintreten soll.  

- Ebenfalls soll weiterhin im ersten Jahr ein reduzierter Kindergartenbesuch für das einzelne 
Kind möglich sein. In der Regel wird eine Reduktion des Kindergartenpensums befristet 
und mit dem Entwicklungsstand des Kindes begründet. Sie hat zum Ziel, die Kinder all-
mählich zu einem vollen Pensum heranzuführen. Die Kinder besuchen den Kindergarten 
mindestens während 2/3 der angebotenen Kindergartenzeit. Dies entspricht den heutigen 
Regelungen. 

- Die Verlegung des Stichtags für den Eintritt in den Kindergarten vom 30. April auf den 31. 
Juli erfolgt gestaffelt. Bis 1. August 2015 sollen die Einführung des zweijährigen Kinder-
gartens und die Vorverlegung in den Gemeinden abgeschlossen sein. 

- Der Kindergarten bleibt als Stufe mit einer besonderen, entwicklungsrelevanten Pädagogik 
bestehen, wird aber formal ein Teil der Volksschule. Der Kindergarten wird in Zukunft ent-
sprechend dem HarmoS-Konkordat und der Westschweizer Schulvereinbarung im Volks-
schulgesetz geregelt sein.  

Im Rahmen der Revision der Lehreranstellungsgesetzgebung und der Ausführungserlasse 
zum Volksschulgesetz wird der Regierungsrat auch Anliegen zur Entlastung der Lehrkräfte im 
Kindergarten prüfen, namentlich die Verbesserung des Betreuungsverhältnisses in grossen 
Klassen, wie dies in der Motion Näf (M 014/2010) „Kindergärten brauchen zusätzliche Unter-
stützung" und von Lehrerverbänden gefordert wird. 

 

 

 
1 Stamm, M. et al.(2009). Frühkindliche Bildung in der Schweiz. Eine Grundlagenstudie im Auftrag der 
Schweizerischen UNESCO-Kommission. Freiburg: Universität Freiburg 
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Übertritt in die Schule 

Wie im internationalen Kontext, so ist auch in der Schweiz die Schuleingangsphase seit eini-
ger Zeit Thema bildungspolitischer Diskussionen. Im Zentrum steht dabei die Tatsache, dass 
der herkömmliche Schuleintritt dem unterschiedlichen Entwicklungs- und Lernstand der Kinder 
oft nicht genügend Rechnung trägt. Der Übergang vom Kindergarten in die Primarstufe erfolgt 
recht abrupt. Die Kinder müssen bereits sehr früh einen Wechsel der Lehrperson und der 
Lernkultur, oft auch des Schulhauses bewältigen. Dieser Übergang bedeutet eine erste Selek-
tionshürde, denn ein beträchtlicher Teil der Kinder (bis zu 15%) wird zurückgestellt oder in 
besondere Klassen (Einschulungsklassen oder Klassen zur besonderen Förderung) eingeteilt. 
Andererseits ist ein recht hoher Anteil von Kindern (ca. 25%) beim Schuleintritt dem Schulstoff 
der ersten Primarklasse schon weit voraus. 

Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK hat bereits 1997 
einen Bericht (Dossier 48A und B) über die Erziehung und Bildung von 4- bis 8-jährigen Kin-
dern vorgelegt. Darin wird aus oben erwähnten Gründen vorgeschlagen, auf die üblichen Ein-
schätzungs- und Zuweisungsverfahren zu verzichten. Dieses Anliegen wird wie folgt aufge-
nommen:  

 

a) Im Kindergarten 

Grundsätzlich sollen alle Kinder ihrem Alter entsprechend vom Kindergarten in die Schule 
übertreten. Dies ist im französischsprachigen Kantonsteil weitgehend der Fall und soll künftig 
auch im deutschsprachigen Kantonsteil der Regelfall sein. Der Übergang vom Kindergarten in 
die Schule soll grundsätzlich fliessender möglich sein. Frühere oder spätere Übertritte sollen 
im Einzelfall unbürokratischer als heute erfolgen. Die obligatorische Abklärung durch die Er-
ziehungsberatungsstellen für Kinder, die früher in die Schule übertreten oder ein zusätzliches 
Kindergartenjahr besuchen, soll entfallen (2008 wurden im Kanton Bern 1'167 Kinder abge-
klärt, das sind 13% aller Kinder, die schulpflichtig wurden), denn die punktuellen Abklärungen 
der Erziehungsberatungsstellen decken sich in der Regel mit den Langzeitbeobachtungen der 
Kindergartenlehrkräfte. Zudem stellen diese Abklärungen eine Art "Schulfähigkeitsprüfung" 
dar, was dem vorgängig genannten Grundsatz widerspricht. Es ist aber in begründeten Einzel-
fällen weiterhin möglich, eine Abklärung vorzunehmen. 

 

b) In der Basisstufe 

Von 2002 bis 2010 führte die EDK-Ost einen Schulversuch zur Erprobung der Basisstufe 
durch (die Basisstufe fasst zwei Jahre Kindergarten und die ersten zwei Primarschuljahre zu-
sammen). Der Kanton Bern beteiligte sich mit 13 Projektklassen am Schulversuch, gestützt 
auf die Motion Morgenthaler (M 234/1999) „Einführung der Basisstufe zur Erziehung und Bil-
dung der vier- bis achtjährigen Kinder", welche als Postulat überwiesen wurde. 

Mit der Basisstufe werden die folgenden Ziele verfolgt: 

- Pädagogische Kontinuität: Die Kinder werden über eine längere Zeitdauer hinweg nach 
einem einheitlichen pädagogischen Konzept unterrichtet und begleitet. 

- Individualisierung: Die Kinder werden nach ihrem individuellen Entwicklungs- und Lern-
stand gefördert und können ihre eigenen Lernwege in ihrem Tempo gehen. 

- Flexible Übergänge: Die Kinder können die Basisstufe in drei, vier oder fünf Jahren durch-
laufen und treten aufgrund der erreichten Lernziele in die nächste Stufe über. 

Der Projektschlussbericht des Schulversuchs EDK Ost 4bis8 weist aus, dass diese Ziele er-
reicht werden. Die unterschiedlichen Lernvoraussetzungen der Kinder werden berücksichtigt, 
die Klassen alters- und leistungsgemischt geführt, pädagogische Kontinuität in einem anre-
genden Lernumfeld und ein fliessender Übergang vom spielerischen zum systematischen 
schulischen Lernen werden gewährleistet. Der Übertritt in das dritte Schuljahr der Primarschu-
le erfolgt auf der Basis erreichter Lernziele flexibel und individuell angepasst. Die Eltern 
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schätzen die Kontinuität über die ersten Bildungsjahre hinweg und die Betreuung durch zwei 
Lehrpersonen. 

In den Kulturtechniken (Lesen, Schreiben, Rechnen) werden in den ersten Jahren leicht bes-
sere Ergebnisse erreicht. Die Leistungen gleichen sich allerdings im vierten Jahr wieder an. 

Kinder mit besonderen Bedürfnissen, z.B. Kinder, die heute in Einschulungsklassen geschult 
werden, können in der Basisstufe gut integriert werden. Hingegen gelingt die Kompensation 
des Leistungsrückstandes von sozial benachteiligten Kindern nicht besser als im heutigen 
System.  

In der Überzeugung, dass die Basisstufe ein zukunftsgerichtetes Modell ist und gestützt auf 
die Erfahrungen im Schulversuch und die Ergebnisse der Evaluation, soll den Gemeinden mit 
Schulversuchsklassen ermöglicht werden, ihre Basisstufe weiter führen zu können. 

Gemeinden, die aufgrund pädagogischer Überlegungen, topografischer Gegebenheiten oder 
demografischer Entwicklung (Wohnortsnähe des schulischen Angebotes, Schülerrückgang) 
die Einführung der Basisstufe planen, sollen ebenfalls die Möglichkeit haben, diese einzufüh-
ren. 

Ausgehend von der heutigen finanziellen Situation ist vorgesehen, dass jährlich ein Kontin-
gent von ca. 20 bis 40 zusätzlichen Klassen bewilligt wird. Dies würde bedeuten, dass Kosten 
für den Kanton jährlich um ca. CHF 644'000 zunehmen würden. Die Bewilligung der Klassen 
soll nach den Kriterien des Schulversuchs erfolgen. So muss z.B. das Einverständnis der be-
troffenen Lehrkräfte vorliegen, geeignete Räume müssen vorhanden sein. In Zukunft muss 
sich die Gemeinde anteilsmässig an den zusätzlichen Kosten beteiligen. 

Falls die Anmeldungen das Kontingent übersteigen, sollen die Kriterien wie regionale Vertei-
lung oder Garantie des wohnortsnahen Angebots für Kindergartenkinder zur Anwendung 
kommen. 

 

c) Im Cycle élémentaire  

Parallel zum Projekt „Basisstufe" im deutschsprachigen Kantonsteil hat der französischspra-
chige Kantonsteil das Projekt „Cycle élémentaire" entwickelt, welches sich ebenfalls am er-
wähnten Bericht der EDK (Dossier 48B) orientiert. Der „Cycle élémentaire“ geht im Gegensatz 
zur Basisstufe von der Beibehaltung der Trennung des Kindergartens und der darauf folgen-
den ersten beiden Schuljahre aus.  

Die Kindergartenklasse mit zwei Jahrgängen und eine Schulklasse bestehend aus Schülerin-
nen und Schüler des ersten und zweiten Schuljahres sind altersheterogen zusammengesetzt. 

Auf der Basis der Lernziele für diese Stufe gestalten die Lehrkräfte ihren Unterricht. Die päda-
gogische Kontinuität innerhalb der Stufe wird betont: Die Kinder haben vier Jahre Zeit, diese 
Ziele zu erreichen. Das erlaubt den Kindern, in ihrem eigenen Rhythmus und angepasst an 
ihre Bedürfnisse zu lernen und sich zu entwickeln. Die Integration aller Kinder wird erleichtert. 
Dies setzt die Zusammenarbeit der unterrichtenden Lehrpersonen als pädagogisches Team 
voraus. 

Die Tätigkeit in den Klassen wird ergänzt durch Phasen, in denen die Kinder in altersgemisch-
ten Gruppen gemäss ihren Fähigkeiten, ihren Interessen oder ihren besonderen Bedürfnissen 
unterrichtet werden. Für diese Phasen kann eine zusätzliche Lehrperson eingesetzt werden. 
Dafür sind pro Klasse 12.5% Anstellungsprozente (etwa 3.5 Lektionen) nötig, d. h. für vier 
Klassen 50%. 

Der Schulversuch wird durch die Abteilung Bildungsplanung und Evaluation der Erziehungsdi-
rektion evaluiert. Der Schlussbericht erscheint im Herbst 2010. Erste Erkenntnisse liegen aber 
bereits vor. Im Bereich der Schülerleistungen decken sie sich mit den Ergebnissen des Be-
richts zur Basisstufe. 

Zusätzlich werden die folgenden Vorteile des Cycle élémentaire hervorgehoben: 

- Bessere Entwicklung der Sozialkompetenz der Kinder 
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- Grössere Selbständigkeit der Kinder 

- Die Flexibilisierung der Ansprüche in Bezug auf die Entwicklung der Kinder wird geschätzt. 

- Die gemeinsamen Module erlauben den Kindergartenkindern, von den Schulkindern zu 
lernen und umgekehrt. 

- Die Arbeit als Team wird von den Lehrkräften geschätzt: Die gemeinsame Vorbereitung, 
der Austausch der Beobachtungen und Einschätzungen der Kinder, die Einbettung in ein 
Team, auch anlässlich der Elterngespräche. 

Ausgehend von der heutigen finanziellen Situation ist vorgesehen, dass jährlich ein Kontin-
gent von ca. 6 zusätzlichen Klassen für den französischsprachigen Kantonsteil bewilligt wird 
(geschätzte zusätzliche Kosten für den Kanton pro Jahr: CHF 65'000), und zwar nach den 
Kriterien, wie sie im folgenden Abschnitt beschrieben werden. 

 

Freiwillige Einführung der beiden Modelle 

Auch wenn in der Vernehmlassung zur Bildungsstrategie von einigen Vernehmlassungspart-
nern eine „flächendeckende Einführung der Basisstufe“ gefordert wurde, will der Regierungs-
rat aus folgenden Gründen an einer freiwilligen Einführung der beiden Modelle festhalten: 

- Ergebnisse Schulversuche Basisstufe/Cycle élémentaire: Auch im traditionellen System 
Kindergarten-Schule werden gute Ergebnisse erzielt, die Zufriedenheit mit dem Angebot 
ist auch hier hoch. 

- Infrastrukturen der Gemeinden: Die Gemeinden können dasjenige Modell wählen, welches 
ihrer Schülerpopulation, ihrer Haltung sowie den räumlichen und personellen Gegebenhei-
ten am ehesten entspricht. 

- Finanzpolitische Situation: Eine obligatorische Einführung bindet wesentlich mehr Mittel, 
die anderswo benötigt werden. Eine freiwillige Einführung bietet den Vorteil der progressi-
ven Finanzierung. Für ein Obligatorium stehen nicht genügend Mittel zur Verfügung.  

- Schrittweise, harmonische Einführung: Wir gehen davon aus, dass die freiwillige Einfüh-
rung der Basisstufe längerfristig zu einer besseren Akzeptanz dieses neuen pädagogi-
schen Konzepts führt als ein Obligatorium. 

- Motivation Lehrkräfte: Schliesslich ist auch die Motivation der Lehrkräfte für das Gelingen 
der Basisstufe von zentraler Bedeutung. Mit einer freiwilligen Einführung können die Lehr-
kräfte in den lokalen Entscheidprozess und in die Umsetzung einbezogen werden. 

- Diese Lösung wird im Kanton Bern zu einer unterschiedlichen Ausgestaltung der Schul-
eingangsphase führen. Bei früheren Neuerungen in der Volksschule war dies zum Teil 
auch der Fall (zweijähriger Kindergarten, besondere Massnahmen/Spezialunterricht, Ta-
gesschulen). 

Mit den Wahlmöglichkeiten kann auch der Vielfalt des Kantons Rechnung getragen werden: 
Unter Umständen tragen gerade diese Wahlmöglichkeiten dazu bei, dass für alle Kinder im 
Kanton ein vergleichbares Volksschulangebot besteht. Der Regierungsrat geht davon aus, 
dass durch die Möglichkeit von Basisstufenklassen den Kindern z.B. in topografisch schwieri-
gen Verhältnissen ein sicherer und wohnortsnaher Kindergartenbesuch im Rahmen einer Ba-
sisstufe ermöglicht werden kann. Entscheide über die allfällige Einführung der Basisstufe, der 
Grundstufe oder den cycle élémentaire stehen in verschiedenen Kantonen an, so z.B. in Frei-
burg, Zürich, Luzern und St. Gallen. Auch dort steht eine freiwillige Einführung als Möglichkeit 
für die Gemeinden zur Diskussion. 

 

 

 

 



10 

3.2.3 Grundlage für die sprachregionalen Lehrpläne  

Artikel 8 des HarmoS-Konkordats wie auch Artikel 7 und Artikel 8 der Westschweizer Schul-
vereinbarung sehen die Harmonisierung der Lehrpläne auf sprachregionaler Ebene vor. Die 
gesetzlichen Grundlagen werden entsprechend angepasst.  

Im Kanton Bern wird es weiterhin zwei sprachregionale Lehrpläne geben: 

Im französischsprachigen Kantonteil wird 2011 der Plan d'études romand (PER) für den Kin-
dergarten und die Volksschule in Kraft treten, der weitgehend den Vorgaben des HarmoS-
Konkordats entspricht. Er ist ein Gemeinschaftswerk aller französischsprachigen bzw. zwei-
sprachigen Kantone. Zuständig für den Erlass des PER ist die Plenarversammlung der Inter-
kantonalen Erziehungsdirektorenkonferenz der Westschweiz und des Tessins (Conférence 
intercantonal de l’instruction publique de la Suisse romande et du Tessin - [CIIP]). Der Regie-
rungsrat erlässt die für den Kanton Bern notwendigen zusätzlichen Lehrplanteile wie zum Bei-
spiel die Lektionentafel. 

Der Regierungsrat hat am 9. Juni 2010 den Beitritt zur Verwaltungsvereinbarung über die 
Durchführung des Erarbeitungsprojekts für einen sprachregionalen Lehrplan in der deutsch-
sprachigen Schweiz (Projektvereinbarung Lehrplan 21) beschlossen. Die interkantonalen Ar-
beiten am Lehrplan 21 sind angelaufen. Der Lehrplan soll den Kantonen ab 2014 zur Verfü-
gung stehen. Die Umsetzung in den Schulen des Kantons Bern erfolgt frühestens auf Schul-
jahresbeginn 2015/16. Im Gegensatz zur Westschweiz sind weiterhin die Kantone für den 
Erlass des Lehrplans zuständig, der in ihrem Gebiet gelten soll. Sie haben sich aber zu einer 
gewissen Harmonisierung verpflichtet. Entsprechend wird der Lehrplan für den deutschspra-
chigen Teil des Kantons Bern auch weiterhin vom Regierungsrat des Kantons Bern erlassen. 

 

3.2.4 Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur (HSK); organisatorische Massnahmen 

Für Kinder mit Migrationshintergrund ist die Förderung in ihrer Herkunftssprache eine wesent-
liche Voraussetzung für den erfolgreichen Erwerb der lokalen Standardsprache und weiterer 
Sprachen. Die HSK-Kurse werden schon heute durch die Herkunftsländer oder durch Sprach-
gemeinschaften auf privater Basis organisiert. 

Gemäss Artikel 4 Absatz 4 des HarmoS-Konkordats soll der Kanton und mit ihm die Gemein-
den die unter Beachtung der religiösen und politischen Neutralität durchgeführten HSK-Kurse 
durch organisatorische Massnahmen unterstützen. 

Organisatorische Massnahmen sind zum Beispiel regelmässige Kontakte zu den Trägerschaf-
ten oder Information der Eltern über das Angebot. Derartige organisatorische und beratende 
Dienste stellen Kanton und Gemeinden bereits heute zur Verfügung. 

 

3.3 Umsetzung Bildungsstrategie 

3.3.1 Ausgestaltung Schuleingangsphase 

Vgl. Ziffer 3.2.2. 

 

3.3.2 Schulsozialarbeit 

Die in der Bildungsstrategie 2005 vorgesehene Einführung von Schulsozialarbeit (SSA) wurde 
auf die Revision des Volksschulgesetzes 2012 hin zurückgestellt. Der Regierungsrat versi-
cherte in seinen Antworten zu parlamentarischen Vorstössen, der Wert der Schulsozialarbeit 
sei unbestritten (Interpellation Giauque [I 030/2007] „Schulsozialarbeit wohin?“, Motion Lüthi 
(M 087/2007) „Rasche Einführung der Schulsozialarbeit im Kanton Bern"), wies aber auch 
darauf hin, dass er einer kantonalen Regelung der Schulsozialarbeit kritisch gegenüber steht. 
Die Motion Lüthi wurde als Postulat überwiesen.  
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Die Bildungsstrategie 2009 hat das Anliegen erneut aufgenommen. Die Bestandesaufnahme 
2007 hat gezeigt, dass hauptsächlich grössere Gemeinden SSA an den Schulen eingeführt 
haben (ca. 25 Gemeinden). Eine Arbeitsgruppe der Erziehungsdirektion hat 2008 in Zusam-
menarbeit mit Gemeindevertretungen, der Gesundheits- und Fürsorgedirektion sowie der Pä-
dagogischen Hochschule Bern einen Leitfaden zur Umsetzung von SSA erarbeitet. Diese 
Empfehlungen werden in den Gemeinden praktisch vollumfänglich umgesetzt.  

Schulsozialarbeit soll die Schulen von der Bearbeitung komplexer sozialer Probleme und er-
heblicher erzieherischer Herausforderungen entlasten. Sie fördert die Integration der Kinder 
und Jugendlichen in die Schule und unterstützt die Lehrpersonen bei der Früherkennung von 
sozialen Problemen, welche den Schulerfolg von Kindern und Jugendlichen gefährden und 
den Unterricht belasten. Folgekosten sollen vermieden oder vermindert werden.  

Mit der im Mai 2010 im Bericht "Jugend und Gewalt"2 präsentierten ganzheitlichen Strategie 
betont die Regierung folgende Ziele als vorrangig: 

- Stärkung der Kinder und Jugendlichen durch Gesundheitsförderung und Prävention, 

- rasche und angemessene Interventionen bei Problemen.  

In der Praxis zeigt sich, dass die Schulsozialarbeit einen wichtigen Beitrag zur Erfüllung dieser 
Ziele leistet, gerade auch durch die Vernetzung mit den Jugendfachstellen, den Vormund-
schaftsbehörden und den Sozialdiensten. 

Mit REVOS 2012 soll die Rechtsgrundlage für eine mögliche Mitfinanzierung der Schulsozial-
arbeit durch den Kanton geschaffen werden: Der Kanton soll Gemeinden, welche Schulsozi-
alarbeit bedarfsgerecht einführen, finanziell unterstützen können.  

Die Finanzierung erfolgt über Staatsbeiträge. Die Mitfinanzierung erfolgt nicht automatisch. 
Der Regierungsrat wird - in Abwägung der finanziellen Lage des Kantons – über die zur Ver-
fügung zu stellenden Mittel für Beiträge an die Schulsozialarbeitskosten der Gemeinden be-
schliessen. Sofern der Regierungsrat finanzielle Mittel zur Verfügung stellt, können Beiträge in 
der Höhe von maximal 30% an die Lohnkosten der Gemeinden für Schulsozialarbeit entrichtet 
werden. Schulsozialarbeit soll nur dort angeboten werden, wo der Bedarf gegeben ist und die 
Unterstützung der Schule nicht durch bereits bestehende Angebote gewährleistet werden 
kann. 

 

3.4 Diverse Änderungen 

- Eltern: Verpflichtung, ihre Kinder ausgeruht und ernährt zur Schule zu schicken. 

- Immersiver Unterricht: Mit der Fremdsprachenvorverlegung soll immersiver Unterricht 
auch in Englisch möglich sein. 

- Schulsekretariate: Die Gemeinden sollen verpflichtet werden, den Schulleitungen Sekreta-
riate zur Verfügung zu stellen. 

- Regelungen zum interkantonalen Schulbesuch. 

- Aufhebung der deutschsprachigen und französischsprachigen Erziehungsberatungskom-
missionen. 

 

3.5 Themen der Bildungsstrategie, die nicht in der Teilrevision enthalten sind 

Weitere Themen der Bildungsstrategie, die zurzeit geprüft werden, können auf der Basis der 
bestehenden gesetzlichen Grundlagen in den Ausführungsbestimmungen zum Volksschulge-
setz, im Lehrplan oder in der Lehreranstellungsgesetzgebung umgesetzt werden. Sie erschei-
nen nicht in der Vorlage, werden hier aber der Vollständigkeit halber erwähnt. 

 
2 http://www.be.ch/web/kanton-mediencenter-mm-detail.htm?id=9290#dok 
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3.5.1 Vereinfachung des Übertrittsverfahrens 

Das Verfahren für den Übertritt in die Sekundarstufe I erweist sich als belastend für alle Betei-
ligten: Es dauert zu lange, bevorzugt sprachlich begabte Kinder und belastet bei Uneinigkeit 
das Verhältnis zwischen Lehrkräften und Eltern unnötig. Die Vereinfachung des Verfahrens 
soll eine Entlastung für Lehrkräfte, Eltern und Kinder bringen, ohne dass die bewährten Antei-
le des heutigen Verfahrens verloren gehen. Bearbeitet werden die folgenden Punkte: 

- Der Kanton stellt den Lehrkräften des 6. Schuljahres einen standardisierten Test zur Ver-
fügung. Dieser kann zur Überprüfung des eigenen Beurteilungsmassstabes eingesetzt 
werden. Die Schulen haben aber weiterhin die Möglichkeit, selbst Orientierungsarbeiten 
zu entwickeln. Dieser Test ist Teil der Beurteilung durch die Lehrkräfte. 

- Die Beobachtungszeit wird verkürzt. Der Übertrittsantrag der Klassenlehrkraft stützt sich 
auf die Beurteilung der Sachkompetenz sowie des Arbeits- und Lernverhaltens im ersten 
Semester des 6. Schuljahres. 

- Die Rolle der Eltern im Übertrittsverfahren wird neu definiert. 

- Der Ersatz des Einigungsgesprächs durch eine Kontrollprüfung sowie die Reduktion der 
Sprachlastigkeit des Verfahrens werden derzeit geprüft. Entsprechende Änderungen sind 
auf ihre Kompatibilität mit der Einführung des Lehrplans 21 im deutschsprachigen Kan-
tonsteil zu überprüfen.  

 

3.5.2 Stärkung des Realniveaus 

In etlichen Realklassen sind die Lehrkräfte mit erheblichen Herausforderungen konfrontiert: 

- Lehrkräfte betreiben einen grossen Aufwand für Beratung und Begleitung von Jugendli-
chen, die zuhause wenig Unterstützung erhalten. Sie sind einer hohen Belastung ausge-
setzt. Die Erschöpfung von Lehrkräften, die Realklassen unterrichten, ist ausgeprägter als 
an andern Klassen.  

- Oft fehlen den Schülerinnen und Schülern eigene Lernstrategien, sie haben schulische 
Defizite, es fehlt ihnen zum Teil an Motivation und Verantwortungsbewusstsein für ihr ei-
genes Lernen.  

Mit der Stärkung des Realniveaus sollen die Lehrkräfte für die geleistete Mehrarbeit für Bera-
tung und Begleitung angemessen entlastet und die Qualifikationen der Schülerinnen und 
Schüler für den Übertritt ins Berufsleben verbessert werden. Vorgesehen sind:  

- Eine zusätzliche Klassenlehrerlektion für Klassenlehrkräfte in Realklassen 

- Schülerlektionen zur Sicherstellung von Grundkompetenzen, zur Optimierung von Lern-
techniken und zur Unterstützung und Überwachung bei der Erledigung der individuellen 
Arbeiten 

Diese Massnahmen werden abgestimmt mit bereits laufenden Massnahmen (Case Manage-
ment, SOS-Lektionen). 

 

3.5.3 9. Schuljahr: Optimierung der Nahtstelle Sekundarstufe I - Sekundarstufe II 

Spätestens im Laufe des 9. Schuljahres wissen die Schülerinnen und Schüler, was in ihrem 
künftigen Berufsfeld besonders gefordert wird. Mit der Öffnung des 9. Schuljahres sollen die 
Jugendlichen vermehrt diese Schwerpunkte bearbeiten können durch:  

- individuelle fachliche Schwerpunkte im Hinblick auf das gewählte Berufsfeld auf der Basis 
einer individuellen Standortbestimmung im 8. Schuljahr, 

- eine selbständige Projektarbeit, 

- Möglichkeiten für Berufspraktika, 
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Damit soll auch sicher gestellt werden, dass die Schülerinnen und Schüler das schulische 
Wissen und die Einstellung mitbringen, die sie beim Start ins Berufsleben brauchen, wie dies 
von der Arbeitswelt auch immer wieder gefordert wird. 

 

3.6 Themen, die geprüft wurden und nicht oder vorläufig nicht realisiert werden 

Der Regierungsrat hat sich mit der vorliegenden Revision im Bereich von strukturellen Ände-
rungen zurückgehalten. Strukturelle Änderungen binden viel Energie und bieten in der Regel 
keine Garantie für eine Qualitätssteigerung. So werden die folgenden Themen nicht aufge-
nommen: 

- Auf eine Abschaffung der Selektion soll verzichtet werden. 

- Die Modellwahlmöglichkeit der Gemeinden für die Sekundarstufe I soll nicht eingeschränkt 
werden. 

- Es ist auch kein Zwang zu Oberstufenzentren vorgesehen. Es soll aber weiterhin empfoh-
len werden, dass auf der Sekundarstufe I grundsätzlich alle Schülerinnen und Schüler am 
gleichen Standort unterrichtet werden. 

- Die Fragen zum gymnasialen Unterricht im 9. Schuljahr werden ausserhalb dieser Vorlage 
geprüft. 

 

4. Erlassform  

Bei der vorliegenden Revision des Volksschulgesetzes handelt es sich um eine Teilrevision. 
Von einer Totalrevision wurde aus drei Gründen abgesehen: 

1. Im Sinne einer Entschleunigung beschränken sich die Neuerungen in der Vorlage auf 
das strikte Minimum. Mit der Umsetzung von REVOS 2008, von Artikel 17 des Volks-
schulgesetzes (Integration), der Fremdsprachenvorverlegung per 1. August 2011 resp. 
2013 und der Neuen Finanzierung Volksschule per 1. August 2012 sind die Gemein-
den und Schulen bereits beträchtlich gefordert. In ländlichen Gebieten laufen zudem 
zurzeit umfangreiche Reorganisationen auf Grund der gesunkenen Schülerzahlen, 
wegen Lehrkräftemangel oder zur Straffung der Organisation. Zudem werden die Um-
setzung der sprachregionalen Lehrpläne und die Arbeit mit neuen Lehrmitteln ab 2011 
im französischsprachigen Kantonsteil resp. ab 2015 im deutschsprachigen Kantonsteil 
die Schulen in hohem Masse beanspruchen. 

2. Ein beträchtlicher Teil der Massnahmen aus der Bildungsstrategie, zum Beispiel die 
Optimierung der Sekundarstufe I, kann auf der Basis der bestehenden Gesetzesgrund-
lagen umgesetzt werden. Andere Elemente sollen über eine Revision der Lehreran-
stellungsgesetzgebung per 1. August 2013 realisiert werden. 

3. Eine Strategie für die Sonderschulung im Kanton Bern ist in Erarbeitung. Mit Ergebnis-
sen kann frühestens im Jahr 2015 gerechnet werden. Je nach Ergebnis wird das 
Volksschulgesetz erneut zu überarbeiten sein. Eine Totalrevision zum jetzigen Zeit-
punkt wäre daher verfrüht.  

Entscheidend wird auch in Zukunft sein, wie die Schule vor Ort, wie der Unterricht der Lehr-
kräfte gestaltet ist. In einem pädagogischen Dialog mit den Schulen sollen erfolgreiche Model-
le aus der Praxis und Thesen zur Zukunft der Schule diskutiert werden. Auf der Basis der Er-
gebnisse dieses Dialogs kann dann entschieden werden, ob eine Totalrevision des Volks-
schulgesetzes zu einem späteren Zeitpunkt sinnvoll und nötig ist. 
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5. Umsetzung, geplante Evaluation des Vollzugs  

Vorgesehen ist eine gestaffelte Umsetzung ab 1. August 2013. 

Die Evaluation der Umsetzung erfolgt im Rahmen der Berichterstattung der Gemeinden ge-
mäss Artikel 51ff des Volksschulgesetzes und des darauf aufbauenden Controllings durch die 
kantonale Schulaufsicht. 

 

6. Erläuterungen zu den Artikeln  

Artikel 1 

Regelung zu den strukturellen Eckwerten: Der Kindergarten wird Teil der Volksschule und in 
den Geltungsbereich aufgenommen. 

 

Artikel 2a Aufgabe des Kindergartens neu 

Entspricht Artikel 2 Absatz 1 des Kindergartengesetzes; Änderung einzig: "Übertritt in die Pri-
marstufe" anstelle von "Eintritt in die Primarschule". 

 

Artikel 3 Gliederung , Begriffe 

Der Kindergarten wird in die Gliederung der Volksschule aufgenommen. Mit der Festsetzung, 
dass die Volksschule „in der Regel“ elf Jahre dauert, soll die flexible Zeit des Durchlaufens der 
einzelnen Kindergarten- oder Schuljahre erwähnt werden (vgl. auch Art. 25).  

In Absatz 5 wird eine Begriffsklärung vorgenommen, da im interkantonalen Kontext der glei-
che Begriff „Primarstufe“ anders definiert wird (vgl. Ziffer 3.2.1).  

 

Artikel 9 Unterrichtsformen und -anforderungen 

In Absatz 1 wird die Unterrichtsform des Kindergartens beschrieben. Wie bisher gehen Spie-
len und Lernen ineinander über, es ist kein Unterricht in Lektionen und Fächern geplant. 

Absatz 2 regelt die Unterrichtsformen in der Primarstufe und in der Sekundarstufe I. Er ent-
spricht Absatz 1 alt: Einzig der Begriff "Volksschule" wurde angepasst. 

 

Artikel 9a Unterrichtssprache 

Die Rahmenbedingungen für immersiven Unterricht in Englisch entsprechen den Regelungen 
für die erste Fremdsprache. Unter „Landessprache“ werden Deutsch oder Französisch ver-
standen (Art. 6 der Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993 (KV; BSG 101.1)). 

 

Artikel 10 Obligatorischer und fakultativer Unterricht 

Absatz 1: Die genannten sechs Bereiche stützen sich auf das HarmoS-Konkordat. Sie ent-
sprechen sowohl den heutigen Fachbereichen des Lehrplans 95 als auch den voraussichtli-
chen künftigen Fachbereichen des Lehrplans 21. Dieser wird 2010 - 2014 als gemeinsamer 
Deutschschweizer Lehrplan erarbeitet. Er legt die Ziele und Inhalte der Fachbereiche fest. Der 
Fachbereich Sprachen umfasst die Schulsprache (Deutsch) sowie die erste und zweite 
Fremdsprache (Französisch bzw. Englisch).  
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In Absatz 2 wurde die Reihenfolge der Bereiche an Absatz 1 angepasst. Die Bereiche selber 
wurden bereits mit der letzten Teilrevision per 1. August 2008 im Hinblick auf die Einführung 
des Plan d'études romand (PER) angepasst. 

 

Artikel 11 und 11a 

Keine Bemerkung. 

 

Artikel 12 Lehrpläne für den deutschsprachigen Kantonsteil 

Im deutschsprachigen Kantonsteil liegt die Kompetenz zum Erlass der Lehrpläne beim Regie-
rungsrat. Der Regierungsrat kann seine Kompetenz an die Erziehungsdirektion delegieren 
(Art. 74). 

Der Kanton Bern beteiligt sich an der Erarbeitung des gemeinsamen Deutschschweizer Lehr-
plans (Lehrplan 21). Der Lehrplan 21 wird im Wesentlichen die obligatorischen Fachbereiche 
gemäss Artikel 10 abdecken. Ergänzungen sind für den fakultativen Unterricht sowie auch für 
einzelne Teile des obligatorischen Unterrichts notwendig (z.B. Sicherheitsvorschriften im 
technischen Gestalten). Zudem braucht es kantonale Bestimmungen zur Schul- und Unter-
richtsorganisation und zum Lehren und Lernen (z.B. zur Beurteilung der Schülerinnen und 
Schüler, zu den Hausaufgaben, zur maximalen täglichen und wöchentlichen Unterrichtszeit, 
zur Unterrichtssprache usw.). Schliesslich ist in einem kantonalen Lehrplanteil auch die Unter-
richtszeit für die einzelnen Fachbereiche und Schuljahre festzulegen (Lektionentafel). 

 

Artikel 12a Lehrpläne für den französischsprachigen Kantonsteil neu 

Mit der Westschweizer Schulvereinbarung haben die französischsprachigen und zweisprachi-
gen Kantone der Schweiz die Kompetenz zum Erlass des Lehrplans an die Interkantonale 
Erziehungsdirektorenkonferenz der Westschweiz und des Tessins (CIIP) delegiert (Art. 7 der 
Westschweizer Schulvereinbarung). Der Kanton Bern ist dieser Vereinbarung mit Grossrats-
beschluss vom 8. September 2008 beigetreten. 

Die ergänzenden Lehrplanteile, die nur für den Kanton Bern gelten, werden weiterhin durch 
den Regierungsrat erlassen. Sie entsprechen den Ergänzungen im deutschsprachigen Kan-
tonsteil gemäss Artikel 12. 

 

Artikel 16a Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur neu 

Artikel 4 Absatz 4 des HarmoS-Konkordats sieht vor, dass die Kantone die Kurse für Schüle-
rinnen und Schüler mit Migrationshintergrund durch organisatorische Massnahmen unterstüt-
zen. Dies ist im Kanton Bern bereits weitgehend umgesetzt.  

So pflegt der Kanton z. B. regelmässigen Kontakt zu den Trägerschaften über die HSK-
Koordinatoren und Koordinatorinnen. Er bietet Information und Beratung zu den HSK-Kursen 
für Eltern und Lehrkräfte, Trägerschaften und HSK-Lehrkräfte. Er ermöglicht den Zugang zu 
Weiterbildung für HSK-Lehrkräfte und bietet für die Kurse Unterlagen zu Organisation, Anmel-
dung und Beurteilung an. 

Die Schulen berücksichtigen die HSK-Kurse nach Möglichkeit bei der Stundenplangestaltung 
und arbeiten mit HSK-Lehrkräften vor Ort zusammen. Diese organisatorischen Massnahmen 
sollen weiterhin unterstützt und bei Bedarf weiter entwickelt werden. 
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Artikel 20a Schulsozialarbeit neu 

Mit diesem Artikel soll der Kanton die Möglichkeit erhalten, Beiträge an Gemeinden auszurich-
ten, welche die Schulen durch Schulsozialarbeit entlasten, ohne einen Rechtsanspruch auf 
diese Beiträge zu schaffen. 

Mit den Beitragskriterien soll sichergestellt werden, dass Schulsozialarbeit nur dort unterstützt 
wird, wo die Notwendigkeit gegeben ist, und wo die Schulen nicht bereits ausreichend durch 
andere Angebote wie ambulante Heilpädagogik, Zusammenarbeit mit dem regionalen Sozial-
dienst, dem Case Management oder der Jugendarbeit unterstützt sind. 

Berechnungsgrundlage für die Beiträge:  

1. Die Gemeinden entscheiden über die Einführung der Schulsozialarbeit. 

2. Der Kanton zahlt höchstens 30% an die Lohnkosten der Gemeinde. Er geht dabei davon 
aus, dass auf 1'000 Kinder eine Vollzeitstelle eingerichtet wird. 

3. Um sicher zu stellen, dass der Kanton kein weiter gehendes Angebot mitfinanziert, z.B. 
eine Vollzeitstelle auf 500 Kinder, beschränkt der Kanton seine Mitfinanzierung auf höchstens 
CHF 45 pro Schülerin/pro Schüler. 

4. Ein Minimalpensum beträgt 20%. Kleinere Pensen sind ineffizient. Gemeinden mit Schulen 
ab 10 Klassen mit ungefähr 200 Schüler/innen (Empfehlung der Erziehungsdirektion für gelei-
tete Schulen gemäss Bildungsstrategie) kommen so unter Umständen in den Genuss von 
Staatsbeiträgen. Gemeinden können sich z.B. im Perimeter eines regionalen Sozialdienstes 
zur Organisation der Schulsozialarbeit zusammenschliessen.  

Der Beitrag des Kantons wird ohne zusätzliche Abstufung nach sozialer Belastung gewährt. 
Die soziale Belastung gemäss Sozialindex wird mit der Neuen Finanzierung Volksschule be-
rücksichtigt.  

 

Artikel 22 Eintrittsalter und Volksschulpflicht 

Dieser Artikel regelt den Eintritt in den Kindergarten. Der Entscheid über einen späteren Ein-
tritt liegt bei den Eltern. 

 

Artikel 23 bis 25  

Artikel 6 Absatz 5 des HarmoS-Konkordats und Artikel 5 Absatz 5 der Westschweizer Schul-
vereinbarung sehen vor: "Die Zeit für das Durchlaufen der Schulstufen ist im Einzelfall abhän-
gig von der individuellen Entwicklung der Schülerin oder des Schülers." Das Überspringen von 
Schuljahren bedarf nicht mehr zwingend einer Abklärung durch die Erziehungsberatungsstel-
le. Schülerinnen und Schüler sollen in jedem Fall und ohne spezielle Bewilligung eine abge-
schlossene Volksschulbildung erhalten, auch wenn sie dafür länger als die Regelzeit brau-
chen. Die Laufbahnentscheide enthalten damit ein besonderes Gewicht. In der Ausführungs-
gesetzgebung (Art. 25 Abs. 3) wird geregelt werden, welche Kriterien für die einzelnen Lauf-
bahnentscheide der verschiedenen Schuljahre massgebend sind.  

 

Artikel 23 Überspringen von Schuljahren 

Wird aus den oben genannten Gründen aufgehoben. 

 

Artikel 24 Vorzeitige Entlassung, zusätzliches Schuljahr 

Absatz 2 wird aufgehoben. Aus den oben genannten Gründen hat jede Schülerin, jeder Schü-
ler das Recht auf das Pensum der 9 Schuljahre, auch wenn sie oder er für das Durchlaufen 
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einer Schulstufe mehr Zeit gebraucht hat. Ein vorzeitiger Austritt aus der Volksschule bleibt im 
Ausnahmefall möglich gemäss diesem Artikel. 

 

Artikel 25 Laufbahn 

Die Regelung in Absatz 1 entspricht Artikel 6 Absatz 5 des HarmoS-Konkordats resp. Artikel 5 
der Westschweizer Schulvereinbarung. 

 

Artikel 26 Übertritt in die Sekundarstufe I, Durchlässigkeit 

Keine Bemerkung. 

 

Artikel 27 Absenzen, Dispensation 

Die bisherige Praxis, dass Kinder den Kindergarten mit einem reduzierten Pensum besuchen 
können, wenn die Eltern dies wünschen, wird im ersten Kindergartenjahr beibehalten. Hinge-
gen besteht ein Recht auf den Besuch des vollen Angebots. Dementsprechend sind die Ge-
meinden verpflichtet, auch für das erste Kindergartenjahr ein volles Pensum anzubieten.  

Die weiteren Anpassungen sind redaktioneller Natur, da das Kindergarten- und Volksschulge-
setz neu auch für den Kindergarten gilt. 

 

Artikel 29 Mangel in Erziehung und Pflege 

Keine Bemerkung. 

 

Artikel 32 Verantwortlichkeit für den Schulbesuch 

Die Eltern tragen die Verantwortung dafür, dass sie die Kinder bildungs- und leistungsfähig in 
die Schule schicken. Mit den beiden genannten Punkten "ausgeruht" und "ernährt" wird dies 
konkretisiert. Es ist nicht vorgesehen, besondere Massnahmen bei Nichteinhaltung vorzuse-
hen. Die bisher üblichen Verfahren zum Kinder- und Jugendschutz sind ausreichend. Hinge-
gen wird den Lehrkräften, Schulleitungen und Schulbehörden mit dieser Ergänzung im Gesetz 
die Grundlage gegeben, die genannten Bereiche in Elterngesprächen zu thematisieren. 

 

Artikel 46 Klassen 

Absatz 1 Anpassung: Auch der Kindergarten gehört dazu. 

 

Artikel 46a Basisstufenmodell und Modell cycle élémentaire 

Absatz 1 regelt die Basisstufe und den cycle élémentaire. Den Gemeinden soll im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten des Kantons ermöglicht werden, Basisstufenklassen oder einen 
cycle élémentaire zu führen, wenn die Bedingungen, wie sie sich in den Schulversuchen be-
währt haben, erfüllt sind: 

a. Stabile Kinderzahlen: Prognosen deuten darauf hin, dass die Anzahl der Kinder in einer 
Basisstufenklasse/cycle élémentaire sich über mehrere Jahre im Mittelwert zwischen 18 
und 24 Kindern bewegt. 

b. Die Basisstufenklassen/der cycle élémentaire verfügen über Räume, die den Bedürfnis-
sen der Kinder und der Didaktik dieser Stufe angepasst sind. 
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c. Es werden Angebote für das altersgemischte Lernen innerhalb der Basisstufenklasse ge-
schaffen. Ein Teil der Lektionen wird im Teamteaching unterrichtet (Anzahl Lektionen rich-
tet sich nach der Klassengrösse, es sind maximal 15 Lektionen pro Klasse vorgesehen). 

d. Bereitschaft von Lehrkräften, Schulleitung und Behörden, sich auf dieses neue Modell 
einzulassen und eine intensive Zusammenarbeit anzustreben. Auch muss die Gemeinde 
bereit sein, ihren Anteil an den zusätzlichen Lohnkosten zu übernehmen (vgl. auch Bst. f). 

e. Qualifizierte Lehrkräfte: Das Team setzt sich aus Lehrkräften zusammen, welche die Un-
terrichtsberechtigung für den Kindergarten und die 1./2. Schuljahre besitzen. Die Lehrkräf-
te sind bereit, die Qualitätsmerkmale für den Unterricht an der Basisstufe/im cycle élémen-
taire aus dem Schulversuch umzusetzen (s. allgemeiner Teil). 

f. Die Finanzsituation des Kantons lässt es zu, dass die zusätzlichen personellen Ressour-
cen, die für ein gemeinsames Unterrichten in einem Basisstufenmodell oder einem cycle 
élémentaire nötig sind, auch tatsächlich zur Verfügung gestellt werden können. Falls ein 
Kontingent (s. nachstehend) besteht, müsste die beantragte Basisstufenklasse oder die 
beantragten Klassen des cycle élémentaire im Kontingent Platz finden können, andernfalls 
könnten die Anträge erst zu einem späteren Zeitpunkt genehmigt werden. Es wäre nicht 
zulässig, ein Basisstufenmodell oder ein Modell cycle élémentaire ohne die nötigen Res-
sourcen einzuführen. Die Ressourcen selber werden gemäss dem üblichen Finanzie-
rungsschlüssel zwischen Kanton und Gemeinden (Lastenausgleich Lehrergehälter) aufge-
teilt.  

Absatz 2 Die Basisstufenmodelle und die Modelle cycle élémentaire sollen im üblichen Ge-
nehmigungsverfahren für Klassen von den regionalen Schulinspektoraten bewilligt werden.  

Absatz 3 regelt die Kontingentierung der Basisstufe und des Cycle élémentaire, wenn dies zur 
Erhaltung eines ausgeglichenen Finanzhaushalts nötig ist.  Aufgrund der aktuellen finanziellen 
Situation des Kantons ist davon auszugehen, dass bereits bei Inkrafttreten der vorliegenden 
Teilrevision ein Kontingent beschlossen werden wird. Damit soll einerseits die Begleitung der 
Einführung durch den Kanton gewährleistet werden, um die Qualität dieser Reform sicher zu 
stellen, andererseits soll der Kanton die Gewähr haben, dass er die Kosten jederzeit steuern 
kann. 

Falls die Anmeldungen das Kontingent übersteigen, sollen die folgenden Kriterien zur Anwen-
dung kommen: 
 

- Wohnortsnahe Strukturen für die Kleinsten können gewährleistet werden. 
- Durch die Basisstufe/den cycle élémentaire können Kindergarten und Schule besser or-

ganisiert werden. Frei werdende Mittel können in der Basisstufe/ im cycle élémentaire 
eingesetzt werden. 

- Regionale Verteilung, Stadt/Land, grosse Gemeinden/Kleinstgemeinden. 

 

Artikel 47 Gemeindebeschlüsse 

Absatz 1: Auch der Kindergarten gehört dazu.  

 

Artikel 48a Schulsekretariat neu 

Umfragen bei den Betroffenen (Analyse der strategischen Handlungsfelder im Kindergarten, in 
der Volksschule und auf der Sekundarstufe II aus personalpolitischer Sicht; „Wo drückt der 
Schuh?"; Erziehungsdirektion des Kantons Bern, 2008) zeigen, dass sich Lehrkräfte und 
Schulleitungen im Besonderen stark belastet sehen durch administrative Arbeiten.  

Sekretariate sind effizienter und effektiver in der Erledigung administrativer Arbeiten als Schul-
leitungen. Sie stellen oft Bindeglieder zur übrigen Verwaltung der Gemeinde dar. Deshalb hat 
die Erziehungsdirektion im Rahmen der Umsetzung von REVOS 2008 die Empfehlung erlas-
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sen, dass Gemeinden den Schulleitungen und Schulkommissionen Sekretariatsressourcen im 
Umfang von 30-50% je 100% Schulleitung zur Verfügung stellen. 

In der Voranalyse zum Projekt „Stärkung der Schulleitungen" wird festgestellt, dass die Ge-
meinden diese Empfehlung unterschiedlich und zum Teil gar nicht umsetzen.  

Mit der vorliegenden Regelung sollen die Gemeinden dazu verpflichtet werden, den Schulen 
Sekretariatsressourcen bereit zu stellen. Umfang und Organisation sind weiterhin den Ge-
meinden überlassen.  

 

Artikel 49d Aufgaben 

Redaktionelle Anpassung, weil das Volksschulgesetz neu auch für den Kindergarten gilt. 

 

Artikel 50 Kanton 

Der neue Absatz 2 ist die Rechtsgrundlage für die kantonale Finanzierung von Hilfsmitteln für 
den Vollzug. In gewissen Fällen ist es sinnvoll, dass der Kanton den Gemeinden und ihren 
Schulen einheitliche Instrumente zur Verfügung stellt, um eine einheitliche Handhabung sicher 
zu stellen. Es handelt sich dabei um Instrumente wie die elektronische Schülerbeurteilung, 
Tests im deutschsprachigen Kantonsteil für die individuelle Standortbestimmung der Schüle-
rinnen und Schüler (heute: Stellwerk-Tests 8 und 9 im Pilotprojekt Bildungsstandards Volks-
schule – „BIVOS“) oder Selbstevaluationsinstrumente für Schulen (heute: IQES online). 

Es wird aber weiterhin in jedem Fall zu klären sein, ob das entsprechende Instrument alleine 
durch den Kanton, anteilsmässig durch den Kanton und die Gemeinden oder - analog zu den 
Regelungen bei den Lehrmitteln - zwar kantonal vorgeschrieben oder empfohlen wird, aber 
allein durch die Gemeinden zu finanzieren ist.  

 

Artikel 54 Kommunikation und amtliches Publikumsorgan 

Gemäss Artikel 50 legt der Kanton die Inhalte, die Ziele und die Rahmenbedingungen für die 
Volksschulen fest. Damit sind die Eckwerte für den Unterricht und die Schulführung gegeben. 
Im Sinne einer guten Umsetzung bedingt dies eine direkte Kommunikation der Vorgaben an 
Lehrkräfte und Schulleitungen.  

Der Kanton gibt deshalb - wie die meisten Kantone in der Schweiz - das „éducation" als offi-
zielles Publikationsorgan mit dem amtlichen Schulblatt und mit redaktionellen Beiträgen zur 
Gestaltung der Praxis heraus. Mit der Neuformulierung des Artikels wird eine verbindliche 
Rechtsgrundlage für diese Publikation geschaffen. 

 

Artikel 58 Interkantonaler Schulbesuch 

Diese Bestimmung soll gelten, wenn keine interkantonale Vereinbarung besteht. 

Die meisten interkantonalen Schulbesuche werden mit dem Regionalen Schulabkommen über 
die gegenseitige Aufnahme von Auszubildenden und Ausrichtung von Beiträgen (RSA 2009; 
BSG 439.14) geregelt (AG, BL, BS, BE, FR, JU, LU, SO, VS und ZH). In den Regionen Saa-
nenland und Berner Jura gelten zudem bilaterale Vereinbarungen. Für die sportlichen und 
musischen Hochbegabungen besteht eine Vereinbarung mit 14 anderen Kantonen. Der inter-
kantonale Schulbesuch zwischen dem Kanton Bern und den übrigen Kantonen beschränkt 
sich daher auf wenige Fälle.  

Für diese wenigen Fälle soll eine Regelung geschaffen werden, die sich nahe an diejenige 
des RSA 2009 anlehnt. 
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Aus wichtigen Gründen (beispielsweise wegen der geographischen Nähe) soll der ausserkan-
tonale Schulbesuch möglich sein, auch wenn keine interkantonale Schulgeldvereinbarung 
besteht. Die dafür vom Schulortskanton verlangten Schulgeldbeiträge werden vom Kanton 
zugesichert und kantonsintern auf Kanton und Gemeinden verteilt (Art. 24d und 24e der neu-
esten Änderung des Gesetzes vom 27. November 2000 über den Finanz- und Lastenaus-
gleich [FILAG; BSG 631.1]). Allfällig nötige Transportkosten hat - wie üblich - die Aufenthalts-
gemeinde zu tragen. 

 

Artikel 58a Interkantonale Schulgeldvereinbarung neu 

Im Vergleich zu den übrigen Bildungsstufen fehlte bisher im Bereich Volksschule eine Delega-
tion an den Regierungsrat für Schulgeldvereinbarungen (vgl. dazu Art. 66 des Mittelschulge-
setzes vom 27. März 2007 (MiSG; BSG 433.12) und Art. 54 des Gesetzes vom 14. Juni 2005 
über die Berufsbildung, die Weiterbildung und die Berufsberatung (BerG; BSG 435.11)). Nach 
Artikel 88 Absatz 4 der Kantonsverfassung kann der Regierungsrat unter Vorbehalt des Ge-
nehmigungsrechts des Grossen Rates interkantonale Verträge abschliessen. In die alleinige 
Zuständigkeit des Regierungsrates fallen nur kurzfristig kündbare interkantonale Verträge, die 
entweder im Bereich seiner Verordnungskompetenzen liegen oder von untergeordneter Be-
deutung sind. Vorliegend rechtfertigt es sich, den Regierungsrat abschliessend zu ermächti-
gen, weil der Gegenstand der Regelung beschränkt ist.  

 

Artikel 59 

Redaktionelle Anpassung 

 

Artikel 61 Erziehungsberatung, Kinder- und jugendpsychiatrischer Dienst 

Absatz 2: Redaktionelle Anpassung. 

Absatz 7: Die Erziehungsberatungsstellen (EB) sind ab 2011 als Abteilung im Amt für Kinder-
garten, Volksschule und Beratung geführt. Damit entfallen sämtliche Aufgaben, welche allen-
falls für die EB-Kommissionen in Frage kämen.  

 

Artikel 66, 69 und 71a 

Redaktionelle Anpassung, weil das Volksschulgesetz neu auch für den Kindergarten gilt. 

 

Artikel 72 und 73 

Keine Bemerkung. 

 

Artikel 74 

Anpassung der Delegationsmöglichkeit von Befugnissen vom Regierungsrat an die Erzie-
hungsdirektion 
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Die neue Begrifflichkeit (vgl. Ziffer 3.2.1) erfordert weitere Anpassungen. 

 

II. 

Mit der vorliegenden Teilrevision des Volksschulgesetzes wird der Kindergarten Teil der 
Volksschule. Demnach umfasst der Begriff "Volksschule" neu auch die Kindergärten. Dement-
sprechend sind die erforderlichen Anpassungen der Begrifflichkeit im Gesetz über die Anstel-
lung der Lehrkräfte, im Gesetz über die Bernische Lehrerversicherungskasse sowie im Gesetz 
über Finanz- und Lastenausgleich vorzunehmen (vgl. Ziffern 1, 2 und 7). 

In Ziffer 3 wird im Weiteren eine Präzisierung in Artikel 68 Absatz 4 MiSG vorgenommen. Die-
se Bestimmung kommt zum Zuge, wenn der gymnasiale Unterricht im 9. Schuljahr an einer 
Volksschule angeboten wird. 

Im Übrigen wird im französischsprachigen Text «cycle secondaire II» ersetzt durch «degré 
secondaire II», um eine Verwechslung mit den Begriffen des HarmoS-Konkordats und der 
Westschweizer Schulvereinbarung zu verhindern. In den Ziffern 4 bis 6 wird im französisch-
sprachigen Text aus den vorgenannten Gründen verschiedentlich «cycles» durch «degrés» 
ersetzt. 

 

III. 

Aufhebung Kindergartengesetz 

 

IV. Übergangsbestimmungen 

Ziffer 1: Die Pflicht, einen zweijährigen Kindergarten anzubieten, beginnt gleich bei Inkrafttre-
ten der Teilrevision. 

Ziffern 2 bis 4: Diese Pflicht hat allenfalls Infrastrukturbauten, eine neue Schulorganisation 
und neue Personalstellen zur Folge. Damit die Angebotsausweitung nur eine sukzessive Er-
höhung der Schülerzahlen zur Folge hat und für den Kanton und die Gemeinden verkraftbar 
ist, wird die Vorverlegung des Eintrittsalters der Kinder über drei Jahre gestaffelt  

Ziffer 5: Da neu der Kindergarten Teil des obligatorischen Volksschulangebots ist, muss für 
private Angebote eine Bewilligung eingeholt werden analog zur Regelung der Privatschulen 
gemäss Artikel 65 bis 66b dieses Gesetzes. Zum Schuljahresbeginn 2014/15 muss die Bewil-
ligung vorliegen, andernfalls keine Kinder mehr aufgenommen werden dürfen. 

 

7. Verhältnis zu den Richtlinien der Regierungspolitik (Rechtsetzungsprogramm) und 
anderen wichtigen Planungen 

 
Im Rechtsetzungsprogramm des Regierungsrates ist die Revision des Volksschulgesetzes 
in 1. Priorität vorgesehen. 
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8. Finanzielle Auswirkungen  

8.1 Die finanziellen Auswirkungen im Überblick 

Die finanziellen Auswirkungen der Vorlage werden im Folgenden ausgeführt: 

- Ein Teil der Massnahmen erfolgt zwingend, z.B. die Einführung des zweijährigen Kinder-
gartens. 

- Für weitere Massnahmen werden die gesetzlichen Grundlagen geschaffen. Für die Reali-
sierung bedarf es aber eines Entscheids des Grossen Rates oder des Regierungsrates 
unter Berücksichtigung der finanziellen Möglichkeiten des Kantons (Schulsozialarbeit). 

- Ein beträchtlicher Teil der Regelungen löst keine zusätzlichen Kosten aus („amtliches 
Schulblatt/éducation"). 

Der Vollständigkeit halber werden auch Bereiche aufgeführt, welche nicht in dieser Revision 
erscheinen, inhaltlich aber mit der Teilrevision zusammen hängen (Optimierung der Sekun-
darstufe I). 

Die Beträge sind netto ausgewiesen, d.h. ohne Gemeindeanteil. Sie sind zum Teil im Voran-
schlag resp. Finanzplan enthalten. 

 

Zusammenstellung der Mehrkosten dieser Vorlage im Vergleich zu heute 

 
Massnahmen der Vorlage  Schätzungen in CHF Mio. (ohne Gemeindeanteil) 
  2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Obligatorischer zweijähriger Kindergarten  2.9 7 7 7 7 7 
Basisstufe/Cycle élémentaire  0.35 0.8 1.6 2.4 3.2 4** 
Umsetzungshilfen für Gemeinden (Tests)  0.35 0.84 0.84 0.84 0.84 0.84 
(Schulsozialarbeit)  (1.5) (3.6) (3.6) (3.6) (3.6) (3.6) 
        

Total (mit Schulsozialarbeit) 
 3.6 

(5.1) 
8.6 

(12.2) 
9.4 

(13.0) 
10.2 

(13.8) 
11 

(14.6) 
11.8 

(15.4) 

 

Zusammenstellung von Mehrkosten der erwähnten nicht-VSG-relevanten Massnahmen 

 
Nicht-VSG-relevante Massnahmen*  Schätzungen in CHF Mio. (ohne Gemeindeanteil) 
  2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Optimierung der Sekundarstufe I  1.9 4.5 4.5 4.5 4.5 4.5 
Zusatzressourcen im Kindergarten  1-1.8 1.5-2.5 1.5-2.5 1.5-2.5 1.5-2.5 1.5-2.5 
Gesundheitsförderung/Médiation scolaire  0.6 1.4 1.4 1.4 1.4 1.4 
Total  3.5-4.3 7.4-8.4 7.4-8.4 7.4-8.4 7.4-8.4 7.4-8.4 

* im Finanzplan sind für die Optimierung der Sekundarstufe I eingestellt: 
 2013: 3.5 Mio 
 2014: 5.6 Mio 

** Mit 4 Mio können 80-160 Klassen bewilligt werden, das entspricht 5-10% aller Klassen des Kinder-
gartens und der 1. und 2. Klasse. 
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8.2 Erläuterungen zu den Massnahmen der Vorlage 

8.2.1 Obligatorischer zweijähriger Kindergarten 

Zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Bildungsstrategie besuchten etwas über 70% der Kin-
der den zweijährigen Kindergarten. In der Bildungsstrategie wird deshalb davon ausgegan-
gen, dass mit der Einführung des zweijährigen Kindergartens und der Anpassung des Stich-
datums rund 3'000 Kinder zusätzlich in den Kindergarten eintreten werden. Rund die Hälfte 
der Kinder findet nach Schätzungen in bestehenden Klassen Platz, für die andere Hälfte der 
Kinder müssen zusätzliche Kindergartenklassen eröffnet werden. Das würde für den Kanton 
die in der Bildungsstrategie ausgewiesenen zusätzlichen Kosten von rund CHF 7 Mio. ausma-
chen. 

Inzwischen besuchen bereits ca. 80% der Kinder einen zweijährigen Kindergarten, ohne dass 
die geschätzte Anzahl zusätzlicher Kindergartenklassen eröffnet werden mussten. Es ist da-
von auszugehen, dass bis zum Inkrafttreten des revidierten Volksschulgesetzes weniger als 
2'000 Kinder zusätzlich in den Kindergarten eintreten und dass die vorgesehenen Kosten 
deutlich unterschritten werden. 

Aus finanzpolitischer Vorsicht wurde hier aber die gleiche Zahl wie in der Bildungsstrategie 
aufgeführt. 

 

8.2.2 Ausgestaltung der Schuleingangsphase (freiwillige Basisstufe, cycle élémentaire) 

Ausgehend von der heutigen finanziellen Situation sieht der Regierungsrat vor, die Anzahl von 
Basisstufenklassen resp. cycle élémentaire voraussichtlich zu kontingentieren.  

Dabei wird für die Basisstufe von den folgenden Grundannahmen ausgegangen: 

- Eine Basisstufenklasse umfasst zwischen 18 und 24 Kinder. Im langjährigen Mittel wird 
mindestens ein Mittelwert von 21 Kindern erreicht. 

- Eine Basisstufenklasse verfügt bei 39 Schulwochen über gesamthaft 42 Lektionen inkl. 
Klassenlehrerlektion. Davon werden 15 Lektionen im Teamteaching gehalten.  

- Eine Lektion in einer Basisstufenklasse kostet im Durchschnitt rund CHF 3'800. 

- Die ausgewiesenen Kosten (CHF 644'000 Kanton plus CHF 274'000 Gemeinden = CHF 
920'000) reichen für rund 240 zusätzliche Lektionen. 

- Basisstufenklassen können oft zu einer besseren Schulorganisation führen, so kann bei-
spielsweise anstelle einer kleinen Teilzeitkindergartenklasse und einer kleinen Schulklas-
se eine einzige Basisstufenklasse geführt werden. Dementsprechend ist erst nach Ein-
gang der Gesuche absehbar, wie viele Basisstufenklassen mit diesen zusätzlichen Lektio-
nen bewilligt werden können. Es wird davon ausgegangen, dass jährlich 20 bis 40 Klassen 
eröffnet werden können. 

- Mit dem Kostendach kann der Regierungsrat die finanziellen Folgen jederzeit im Griff hal-
ten. 

 

Im Cycle élémentaire (französischsprachiger Kantonsteil) wird weiterhin von der Trennung von 
Kindergarten und Schule ausgegangen. Es ist kein Teamteaching vorgesehen: Die stufen-
übergreifenden Unterrichtsteile werden ausserhalb der Klassen zusätzlich angeboten.  

- Wie im Schulversuch wird von zusätzlichen 12.5% Stellenprozenten pro Klasse (ca. 3.5 
Lektionen) ausgegangen. 

- Mit den vorgesehenen Mitteln (CHF 65'000 Kanton plus CHF 27'000 Gemeinden = CHF 
92'000) können so sechs zusätzliche Klassen pro Jahr bewilligt werden.  
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8.2.3 Umsetzungshilfen für Gemeinden 

Die elektronische Schülerbeurteilung wird seit 2004 vom Kanton zur Verfügung gestellt. Die 
Kosten dafür betragen rund CHF 310'000 pro Jahr. CHF 188'600 pro Jahr fallen an für das 
Serverhousing und die Wartung und Pflege der Software sowie den Support durch die Firma 
CSE.  

Die zusätzlichen Kosten werden durch Weiterentwicklungen und Anpassungen der Webappli-
kation verursacht z.B. für die Umsetzung der Vorgaben im Bereich Datenschutz, die Vorverle-
gung des Fremdsprachenunterrichts etc.  

Diese Kosten fallen nicht jedes Jahr im gleichen Umfang an. Beim aufgeführten Betrag han-
delt es sich um Schätzungen, welche auf den Erfahrungswerten der letzten Jahre basieren. 

 

8.2.4 Schulsozialarbeit 

Wie bereits unter Ziffer 3.3.2 ausgeführt, will der Regierungsrat mit dieser Vorlage die gesetz-
liche Grundlage für die Mitfinanzierung der Schulsozialarbeit (SSA) schaffen, ohne sich fest-
zulegen, ab wann dies, angesichts der Finanzlage des Kantons, möglich sein wird. 

Er geht von durchschnittlichen Lohnkosten für Schulsozialarbeitende sowie von einer empfoh-
lenen Anzahl Schülerinnen und Schüler pro Vollzeitstelle aus: 

- Der Bruttolohn einer Schulsozialarbeiterin, eines Schulsozialarbeiters beträgt im Durch-
schnitt mit Sozialabgaben und Entgeltung von Leitungsfunktionen rund CHF 150'000 pro 
Jahr. 

- Die Erziehungsdirektion empfiehlt in ihrem Leitfaden eine Vollzeitstelle für rund 1’000 
Schülerinnen und Schüler. 

- Pro Kind ist deshalb mit Lohnkosten von CHF 150 zu rechnen.  

- Der Kanton übernimmt davon maximal 30% oder CHF 45 pro Schülerin resp. Schüler. 

Im Kanton Bern besteht momentan folgendes Angebot an Schulsozialarbeit (Bestandesauf-
nahme Berner Fachhochschule Soziale Arbeit 2007, ergänzt und aktualisiert mit Angaben von 
Gemeinden per Juni 2010): 

- 25 Gemeinden haben SSA für 42’000 Schülerinnen und Schüler aufgebaut. 

- In 23 weiteren Gemeinden ist die Einführung von SSA verbindlich für 8’000 Schülerinnen 
und Schüler geplant.  

Demzufolge haben bereits heute rund 50’000 Schülerinnen und Schüler Zugang zu Schulso-
zialarbeit oder werden vor 2013 Zugang dazu haben. Geht man von der maximalen Subventi-
onshöhe aus, entstehen für den Kanton im Schuljahr 2013/2014 voraussichtlich Kosten von 
rund CHF 2.3 Mio. (50'000 x CHF 45). 

Der Regierungsrat geht von einem maximalen Versorgungsgrad von 75% aus. Damit hätten 
künftig rund 80’000 Schülerinnen und Schüler Zugang zu Schulsozialarbeit. Geht man wie-
derum von der maximalen Subventionshöhe aus, belaufen sich die Kosten für den Kanton auf 
maximal CHF 3.6 Mio. (80’000 x CHF 45). 

 

8.3 Erläuterungen zu den nicht-VSG-relevanten Massnahmen 

8.3.1 Optimierung der Sekundarstufe I 

Die Kosten in der Optimierung der Sekundarstufe I ergeben sich aus den individuellen Stand-
ortbestimmungen und dem Ersatz der Orientierungsarbeiten. Diese Kosten sind bereits unter 
Ziffer 8.2.3 Umsetzungshilfen für Gemeinden aufgeführt und erscheinen nicht mehr unter die-
ser Rubrik. Die weiteren Kosten setzen sich zusammen aus: 
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Stärkung des Realniveaus:  

- Zusätzliche Klassenlehrerlektion: CHF 2.1 Mio.  
Berechnungsgrundlage: Eine Wochenlektion auf der Sekundarstufe I kostet rund  
CHF 4'500; bei rund 12'000 Realschülerinnen und -schülern im 7.-9. Schuljahr und einer 
durchschnittlichen Klassengrösse von 18 Schülerinnen und Schülern ergibt dies: 
12'000 : 18 x CHF 4'500 = CHF 3 Mio. brutto; Kantonsanteil 70% = CHF 2.1 Mio. 

- 2.5 zusätzliche Lektionen individuelle Lernförderung im 7. Schuljahr: CHF 1.8 Mio.  
Berechnungsgrundlage: 2.5 Wochenlektionen zu CHF 4.500 für rund 4'000 Realschülerin-
nen und -schüler in Klassen von durchschnittlich 18 Schülerinnen und Schülern: 
4’000 :18 x 2.5 x CHF 4'500 = CHF 2.5 Mio. brutto, Kantonsanteil 70% = ca. CHF 1.8 Mio.  

Öffnung 9. Schuljahr: 

- Zusatzressourcen für Berufswahlbeauftragte: CHF 0.6 Mio. 
Berechnungsgrundlage: Pro 9. Schuljahr 1/3 Lektion über Schulpool für Organisation der 
Praktika, Kontakt zu den Betrieben, zu Berufsinformationszentren, für die „Schulung“ der 
übrigen Lehrpersonen, die Organisation von Anlässen zur Berufswahl usw. gemäss Be-
rufswahlkonzept der Schule. 10'000 Schülerinnen und Schüler im 9. Schuljahr, durch-
schnittliche Klassengrösse 18 Schülerinnen und Schüler: 
10'000 : 18 = 555 Klassen x 1/3 von CHF 4'500 = CHF 0.83 Mio. brutto, Kantonsanteil 
70% = ca. CHF 0.6 Mio. 

 

8.3.2 Zusatzressourcen im Kindergarten 

In der Antwort zur Motion Näf (M 014/2010) anerkennt der Regierungsrat den Handlungsbe-
darf im Kindergarten, ohne sich allerdings auf den Umfang und den Zeitpunkt von allfälligen 
zusätzlichen Ressourcen im Kindergarten festzulegen.  

In einer ersten groben Kostenschätzung geht er von Mehrkosten von CHF 1.5 - 2.5 Mio. für 3 
bis 6 Zusatzlektionen für Klassen mit 22 und mehr Kindern aus. 

 

8.3.3 Gesundheitsförderung/Médiation scolaire 

In der Bildungsstrategie 2009 wird davon ausgegangen, dass das bestehende kantonale 
Netzwerk gesundheitsfördernder Schulen weitergeführt und koordiniert ausgebaut wird mit 
dem Ziel einer nachhaltigen Teilnahme von rund 100 Schulen, d.h. von ca. 20% aller Schulen 
im Kanton Bern. 

Kosten (geschätzt): CHF 1.4 Mio. für den Kanton 

 

8.4 Keine finanziellen Auswirkungen für den Kanton  

- Grundlagen für sprachregionale Lehrpläne. Die Entwicklungskosten sind bereits bewilligt. 
Weitere Kosten entstehen allenfalls dann, wenn der Kanton Bern die Lehrpläne übernimmt 
und zur Erreichung der Lehrplanziele Anpassungen an den kantonalen Lektionentafeln 
vornimmt. 

- HSK-Kurse: Die beschriebenen organisatorischen Massnahmen werden bereits heute 
geleistet. Eine weitergehende Unterstützung ist nicht vorgesehen. 

- Immersiver Unterricht in Englisch: Immersiver Unterricht wird in Lektionen erteilt, die be-
reits heute stattfinden. Es werden keine zusätzlichen Lektionen und folglich auch keine 
zusätzlichen Kosten ausgelöst. 

- Amtliches Publikationsorgan/education: Die Kosten bewegen sich im Rahmen der bisheri-
gen Ausgaben. 
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- Schulsekretariate: Die Verpflichtung der Gemeinden, den Schulleitungen Sekretariate zur 
Verfügung zu stellen, löst für den Kanton keine Kosten aus. 

- Interkantonaler Schulbesuch: Die vorliegende Regelung entspricht dem Status Quo und 
löst keine zusätzlichen Kosten aus. 

- Die Aufhebung der Erziehungsberatungs-Kommissionen ist kostenneutral. 

 

8.5 Kostenreduktion gegenüber der Bildungsstrategie 

Mit den vorgängig beschriebenen Massnahmen wurden im Sinne einer Priorisierung Kosten-
reduktionen gegenüber der Bildungsstrategie in den Bereichen Basisstufe/cycle élémentaire, 
Schulsozialarbeit und der Optimierung der Sekundarstufe I vorgenommen. 

Zum Vergleich wurde das Jahr 2018 der Vorlage, d.h. der vorgesehene Endausbau der 
Massnahmen, gewählt 

 
  Schätzungen in CHF Mio. (ohne Gemeindeanteil) 

 
 REVOS 

2012  
Bildungsstra-
tegie 2009  Differenz  

        
Massnahmen der Vorlage  2018  2014    
Obligatorischer zweijähriger Kindergarten  7  7  0  
Basisstufe/Cycle élémentaire  4  16  -12  
Umsetzungshilfen für Gemeinden (Tests)  0.84  0  0.84  
(Schulsozialarbeit)  (3.6)  8.4  -4.8  
        
Total (mit Schulsozialarbeit)  15.4  31.4  -16.0  

        

Nicht-VSG-relevante Massnahmen        

Optimierung der Sekundarstufe I  4.5  7  -2.5  

Zusatzressourcen im Kindergarten  1.5-2.5  0  1.5-2.5  

Gesundheitsförderung/Médiation scolaire  1.4  1.4  0  

        

Total  7.4-8.4  8.4  0  

 

8.6 Geschätzte finanzielle Einsparungen wegen des Schülerrückgangs bzw. der Neuen Fi-
nanzierung Volksschule (FILAG) 

Mit FILAG 2012 ist vorgesehen, die Lastenverteilung für die Gehälter der Lehrkräfte umzu-
bauen und ein neues Modell für die Finanzierung der Volksschule einzuführen, das eine we-
sentlich bessere Kostentransparenz mit sich bringt und höhere finanzielle Anreize für die Ge-
meinden zur Folge haben wird, um bei der Gestaltung ihrer Schulorganisation vermehrt auch 
ökonomische Überlegungen anzustellen. Der Regierungsrat erwartet deshalb mit der Einfüh-
rung dieses Anreizsystems mittelfristig einen effizienteren Einsatz der finanziellen Ressourcen 
in der Volksschule.  

Der allgemeine Schülerrückgang hatte zwischen 2004 und 2007 eine Reduktion der mittleren 
Klassengrösse über alle Schulstufen von 18.2 auf 17.9 Schüler pro Klasse oder von annä-
hernd 2% zur Folge. Könnte bei dieser Kennzahl der Stand von 2004 wieder erreicht werden 
und werden dabei nicht mehr Lektionen pro Klasse aufgewendet, so ergäben sich daraus Ein-
sparungen von CHF 18 - 20 Mio. pro Jahr für die Gemeinden und den Kanton zusammen. 
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9. Personelle und organisatorische Auswirkungen  

Die Lehrkräfte werden gezielt unterstützt und entlastet (Schulsozialarbeit). 

Weitere Verbesserungen der Arbeitsbedingungen für die Lehrkräfte, besonders für die stark 
belasteten Kategorien, werden in andern Erlassen geregelt, z.B. in der Lehreranstellungsge-
setzgebung (Zusatzressourcen im Kindergarten zur Verbesserung des Betreuungsverhältnis-
ses Zusatzressourcen für Klassenlehrkräfte an Realklassen, SOS-Lektionen). 

 

10. Auswirkungen auf die Gemeinden  

Die Gemeinden beteiligen sich an den Gehaltskosten der Lehrkräfte in der Volksschule zu  
30%. Diese grundsätzliche Kostenaufteilung soll auch in einem neuen Finanzierungssystem 
beibehalten werden, so dass die Gemeinden für die vorgesehenen Massnahmen Kosten von 
CHF 3 Mio. zu übernehmen hätten. 

Für die einzelne Gemeinde sind die folgenden Punkte von Bedeutung: 

Mit der Umsetzung des zweijährigen Kindergartens werden Gemeinden, die bisher nur ein 
einjähriges Angebot führten oder Kinder nur bei genügend Platz aufnahmen, zusätzliche Kin-
dergartenplätze anbieten müssen. Das kann bedeuten, dass sie weiteren Schulraum zur Ver-
fügung stellen müssen, wenn aufgrund der aufzunehmenden fünfjährigen Kinder zusätzliche 
Klassen eröffnet werden. In diesem Fall erhöht sich zudem der Gemeindeanteil an den Lohn-
kosten für das neue Angebot. 

Mit der gestaffelten Anpassung des Stichtags für den Eintritt in den Kindergarten wird den 
Gemeinden ermöglicht, während der Übergangszeit nur leicht erhöhte und ausgeglichene 
Klassenbestände zu führen. 

Mit dem Entscheid, die Basisstufe/den cycle élémentaire freiwillig und mit der Möglichkeit 
einer Kontingentierung einzuführen, müssen die Gemeinden ihre Schulraumplanung nicht 
grundsätzlich überdenken. So können Kindergärten an peripheren Standorten weiterhin ge-
führt werden. Wenn eine Gemeinde eine Basisstufenklasse/cycle élémentaire führt, beteiligt 
sie sich im Rahmen der Volksschulfinanzierung zu 30% an den zusätzlichen Gehaltskosten. 
 
Es wird den Gemeinden empfohlen, für die Durchführung von Kursen in heimatlicher Sprache 
und Kultur (HSK) den nötigen Schulraum unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und wo mög-
lich den Austausch zwischen HSK- und Regellehrkräften zu fördern. 
 
Mit einer allfälligen kantonalen Mitfinanzierung der Schulsozialarbeit werden die Gemeinden 
entlastet, wenn sie Schulsozialarbeit führen. Sie werden aber weiterhin den Hauptanteil von 
mind. 70% der Lohnkosten selber tragen. 

Mit der Verpflichtung der Gemeinden, den Schulleitungen Sekretariate zur Verfügung zu 
stellen, können in denjenigen Gemeinden Mehrkosten anfallen, die bisher weder der Schul-
kommission noch der Schulleitung Sekretariatsressourcen zur Verfügung gestellt haben. 

 

11. Auswirkungen auf die Volkswirtschaft  

Mit der Umsetzung von HarmoS wird ein langjähriges Anliegen der Wirtschaftsverbände um-
gesetzt - die Harmonisierung der Volksschule und damit der Abbau von Mobilitätshindernissen 
innerhalb der Schweiz. Zudem ist davon auszugehen, dass mit den Instrumenten von HarmoS 
- einheitliche Standards, sprachregionale Lehrpläne - die Grundlagen für einen verbesserten 
Übergang an der Nahtstelle von der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II gelegt werden.  

Auch die Optimierung der Sekundarstufe I - nicht gesetzesrelevanter Teil der Vorlage - ver-
folgt mit den Themen Stärkung des Realniveaus, Öffnung 9. Schuljahr dieses Ziel. Damit wird 
vor allem der Forderung der Wirtschaftsverbände entsprochen, welche hier einen grossen 
Handlungsbedarf orten. 
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12. Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens / der Konsultation  

- wird nach der Vernehmlassung ergänzt -  

13. Antrag 

Gestützt auf die Auswertung der Vernehmlassung beantragt der Regierungsrat Annahme der 
Vorlage 

 

 
Im Namen des Regierungsrates 

Der Präsident: [Name] 

Bern, [Datum] 
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